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VERMÖGENSARREST

Vermögensarrest in Steuerstrafsachen

von RA Prof. Dr. Carsten Wegner, Berlin

|  In zeitlicher Hinsicht ist der Vermögensarrest allein am allgemeinen 
Übermaßverbot zu messen. Eine Vorschrift zu zeitlichen Grenzen seines 
Vollzugs gibt es nicht mehr. Das hat das OLG Hamm klargestellt.  |

Sachverhalt 
Gegen den Beschwerdeführer (B) wird wegen des Verdachts der Steuerhinter-
ziehung ermittelt. Er betreibt seit 2012 einen Imbiss. Ihm wird vorgeworfen, zwi-
schen 2015 und 2018 Waren „schwarz“ gegen anonymisierte Barverkaufsrech-
nungen eingekauft und die aus den Einkäufen generierten Mehrumsätze nicht 
versteuert zu haben. Das AG hat am 16.10.20 einen Vermögensarrest i. H. v. mehr 
als 500.000 EUR angeordnet, um die Vollstreckung des staatlichen Anspruchs 
auf Einziehung des Wertes von Taterträgen zu sichern. Infolge der Coronapan-
demie wurden zunächst weder vorgesehene Durchsuchungen durchgeführt 
noch der Arrestbeschluss zugestellt und vollzogen. Dies geschah erst im  
August 2021. Das LG hat am 28.12.21 den Arrestbeschluss aufgehoben, soweit 
darin ein Vermögensarrest i. H. v. mehr als 157.013,83 EUR angeordnet war.

Entscheidungsgründe
Die weitere Beschwerde (§ 310 Abs. 1 Nr. 3 StPO) blieb erfolglos (OLG Hamm 
23.6.22, 5 WS 94/22, Abruf-Nr. 232144). Nach Ansicht des OLG besteht ein  
Anfangsverdacht dafür, dass der B sich der Steuerhinterziehung gem. § 370 
AO schuldig gemacht hat. In Höhe der ersparten Aufwendungen – und damit 
jedenfalls in der noch angeordneten Höhe – bestehen Gründe für die  
Annahme, dass die Einziehung des Wertes des Erlangten gem. §  73 StGB  
angeordnet werden wird.

MERKE  |  Gem. §  111e Abs.  1 StPO kann der Vermögensarrest in das Vermögen  
eines Beschuldigten angeordnet werden, um die Vollstreckung zu sichern. Es muss 
die Annahme begründet sein, dass die Voraussetzungen der Einziehung von Wert
ersatz vorliegen. Dies setzt voraus, dass ein Anfangsverdacht dafür besteht, dass 
eine Straftat begangen wurde. Gründe für die Annahme bestehen, dass in einem 
späteren Verfahren die Einziehung angeordnet wird, ein Sicherungsbedürfnis  
gegeben und die Anordnung des Arrestes verhältnismäßig ist.

Relevanz für die Praxis
Neben steuerrechtlichen Details wird in der Praxis oft darüber gestritten, ob 
das gem. § 111e Abs. 1 StPO erforderliche Sicherungsbedürfnis vorliegt. Dog-
matisch wird insoweit diskutiert, ob ein Vermögensarrest erforderlich ist, wenn 
dem Beschuldigten – wie hier – eine vermögensbezogene Straftat vorgeworfen 
wird (so z. B. OLG Rostock 19.12.13, Ws 320/13), oder ob weitere Umstände 
erforderlich sind, etwa dass der Täter seine Vermögensverhältnisse verschlei-
ert, Vermögenswerte versteckt oder seine gesamte Lebensführung darauf  
gerichtet ist, durch manipulatives Verhalten sein Vermögen zu verschleiern 
oder zu verschieben (so OLG Schleswig 25.10.18, 2 Ws 271/18, PStR 19, 113, ff.). 
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MERKE  |  Die Anordnung eines Vermögensarrests ist jedenfalls erforderlich, um 
die künftige Vollstreckung zu sichern, wenn zu besorgen ist, dass eine Verschlech-
terung der Vermögenslage droht (OLG Hamm 4.6.20, III, 4 Ws 97/20) oder die künf-
tige Vollstreckung oder Anordnung eines Arrestes vereitelt oder wesentlich  
erschwert wird. Diese Besorgnis kann sich aus der Person des Beschuldigten, dem 
Vor- und Nachtatverhalten, seinen Lebensumständen sowie der Art und Weise der 
Tatbegehung ergeben (Huber, in: BeckOK, StPO, § 111e Rn. 9). 

Gestritten wird ferner darüber, ob der Vollzug des angeordneten Arrests auch 
verhältnismäßig ist. Neben der Schwere des Tatvorwurfs sowie des Verdachts-
grads sind die zeitliche Dauer der Arrestierungsmaßnahme sowie die damit für 
den Einziehungsadressaten verbundenen Belastungen zu berücksichtigen.

MERKE  |  Starre zeitliche Regeln gibt es insoweit nicht (mehr). Vielmehr ist der 
Vermögensarrest allein an dem allgemeinen Übermaßverbot zu messen. Dabei ist 
von Verfassungs wegen zu beachten, dass dem Betroffenen auch durch eine vor-
läufige Maßnahme ein erheblicher Nachteil zugefügt werden kann und der Eigen-
tumseingriff sich mit dem Umfang und der Dauer der Maßnahme intensiviert. 

Es hat de facto zu einem „Fristen-Lotto“ in der Praxis geführt, dass klare  
Regelungen in der StPO gestrichen wurden. So hat etwa kürzlich das BVerfG in 
einem Verfahren des Unterzeichners betreffend einen Arrest aus 2014 (bei zwi-
schenzeitlicher Aufhebung der Verurteilung des Mandanten [§ 263 StGB] aus 
2016 durch den BGH in 2018 und ohne dass es seither eine Neuterminierung 
gibt) nach 2½-jähriger Liegezeit am BVerfG mit einem Zweizeiler reagiert 
(nachdem das OLG die Arrestbeschwerde im Nachgang zu der Entscheidung 
des BGH verworfen hatte): „Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Ent-
scheidung angenommen.“ Stillstand oder Kapitulation der Rechtspflege?

Abschließend ein Hinweis auf eine weitere verfassungsrechtliche Selbstver-
ständlichkeit, die in Praxis allerdings immer wieder aus dem Blick verloren zu 
werden scheint: „Der Gewährleistungsgehalt des Art. 14 Abs. 1 GG wird bei der 
Arrestanordnung im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren durch die Gestal-
tung des gerichtlichen Verfahrens gesichert. Um das Eigentumsrecht zu  
gewährleisten, sieht das einfache Recht einen Richtervorbehalt vor (…). Nicht 
nur die entsprechenden Normen des Prozessrechts, sondern auch der Schutz 
des Grundrechts aus Art. 14 Abs. 1 GG verlangen vom Ermittlungsrichter und 
dem Rechtsmittelgericht, dass sie die tatsächlichen Grundlagen einer Arrest
anordnung selbst ermitteln und ihre rechtliche Auffassung unabhängig von der 
Exekutive gewinnen und begründen. Die Gerichte sind nicht an die im Verfah-
ren der Exekutive getroffenen Feststellungen und Wertungen gebunden. Viel-
mehr müssen sie ihre eigene richterliche Prüfung der Voraussetzungen des 
Eingriffs und die umfassende Abwägung, um die Angemessenheit festzustel-
len, mit auf den Einzelfall bezogenen Ausführungen darlegen. 

Schematische Anordnungen oder formelhafte Bemerkungen in den Beschluss-
gründen vertragen sich mit dieser Aufgabe nicht. Sie lassen vielmehr den 
Schluss zu, dass der Richter die ihm obliegende Leistung eigenständiger  
Ermittlung, Prüfung und Bewertung nicht erbracht hat (BVerfG 3.5.05, 2 BvR 
1378/04).
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DIESELSKANDAL

Großer Schadenersatz und USt-Recht (Teil 1)

von RD a. D. Dr. Henning Wenzel, Tremsbüttel

|  Der BGH hat in einem Grundsatzurteil entschieden, dass bei manipulier­
ten Dieselfahrzeugen (Abschalteinrichtung) der große Schadenersatz aus 
§§ 826, 31, 249 BGB zu leisten ist (BGH 25.5.20, VI ZR 252/19, LS 1 u. 2). Grob 
zusammengefasst wird dadurch das Fahrzeug Zug um Zug gegen den Kauf­
preis unter Abzug von Nutzungsentschädigung zurückgegeben. Unklar ist, 
wie sich dieses Urteil auf umsatzsteuerliche Fragen auswirkt und ob damit 
ggf. Berichtigungspflichten nach § 153 AO verbunden sind.  |

1. Zivilrechtliche Vorgaben des Zeitpunkts der Rückabwicklung  
Die steuerrechtlichen Folgen hängen vom zivilrechtlichen Ansatz ab, zu wel­
chem Zeitpunkt sich der „große Schadenersatz“ auswirkt. Durch diesen 
„großen Schadenersatz“ wird der Kaufvertrag über das manipulierte Fahr­
zeug rückgängig gemacht (Glöckner, WRP 22, 383, 392), weshalb eine Art 
schadenersatzrechtliches Rückgewährverhältnis i. d. R. zum Hersteller, nicht 
aber zum Verkäufer entsteht. Fraglich ist, ob die Rückgewähr des Pkw und 
der Kaufsumme schon auf den Vertragsschluss zurückzubeziehen ist und 
welche dogmatischen Grundsätze auf dieses schadenersatzrechtliche Rück­
gewährverhältnis anzuwenden sind. Diese zivilrechtliche Vorgabe hat eine 
steuerliche Auswirkung, ob z. B. § 17 Abs. 2 Nr. 3 UStG oder § 153 Abs. 1 AO 
anzuwenden ist.

a) Anlehnung an die Rechtsfolgen des Anfechtungsrechts  
Wären die Rechtsfolgen des Anfechtungsrechts mit seiner Wirkung „ex tunc“ 
(von Anfang an) auf das schadenersatzrechtliche Rückgewährverhältnis ent­
sprechend anzuwenden, führte dies zu den Obliegenheiten aus § 153 Abs. 1 
AO. Nach § 41 Abs. 1 S. 1, § 175 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AO müssten sämtliche Buchun­
gen, Bilanzen und Steuerbescheide vollständig rückwirkend steuerrechtlich 
berichtigt werden. Die arglistige Täuschung weist parallel zur sittenwidrigen 
vorsätzlichen Schädigung inhaltliche Überschneidungen auf. Dennoch ist das 
Grundkonstrukt wegen der stringenten Anwendungsgrenzen des Anfech­
tungsrechts (z. B. Anfechtungsfrist) nicht dogmatisch übertragbar. 

b) Anlehnung an die Rechtsfolgen des gesetzlichen Rücktritts
Das schadenersatzrechtliche Rückgewährverhältnis aus dem „großen Scha­
denersatz“ führt vergleichbar mit dem Rückgewährschuldverhältnis gem. 
§ 346 Abs. 1 BGB dazu, dass die Leistungen Zug um Zug zurückzugewähren 
sind (Rückgabe des Pkw gegen Erstattung des Kaufpreises und Nutzungs­
ersatz für gefahrene Kilometer). Beim Rückgewährschuldverhältnis wird das 
Schuldverhältnis in ein Abwicklungsverhältnis umgestaltet, bei dem die 
Hauptleistungspflichten rückwirkend suspendiert und ab dem Zeitpunkt der 
Gestaltungserklärung nicht mehr erbracht werden müssen. Erbrachte Leis­
tungen sind „ex nunc“ (ab jetzt) zurückzugewähren.   
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